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Klägerin und Revisionsklägerin,
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Beklagter und Revisionsbeklagtero

Der 9; Senat des Bundessozialgerichts hat am 80 Oktober 1970

durch

Senatspräsident Dro N e u h a u s

. — Vorsitzender —,
Bundesrichter Dr„ M a i s c h und

Bundesriohter Dr„ R e n n e r

beschlossen:

Die Sprungrevision der Klägerin gegen das Urteil des

Sozialgerichts Karlsruhe vom 70 August 1969.wird als

unzulässig verworfeno

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstatteno
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1°) Die Klägerin war nach den unangegriffehen Feststellun—

gen de3‘Sozialgerichts (SG) seit 31° Mai 1933 mit

Karl Piiüxzxverheiratet, der 1945 als Soldat gefallen

‘ist„ Am 140 März 1944 verheiratete sie sich in zwei-
ter Ehe mit Werner H121:3.dieser‚ist als Berufs—

offizier 1944 ebenfalls gefallen° Nach Beendigung

des zweiten Weltkrieges schloß die Klägerin 1948

mit dem Kaufmann Soht■z■xr: die Ehe; diese wurde 1955

rechtskräftig geschieden° Am 21° Januar 1956 heiratete

die Klägerin ihren geschiedenen Ehemann zum Zweiten—

mal; auch diese zweite Ehe wurde 1966 rechtskräftig

geschiedeno Das Versorgungsamt lehnte den Antrag

Vder Klägerin, ihr Witwenrente gemäß5 44 Abs„ 2 Bundes—
versorgungsgesetz (BVG) nach ihrem zweiten Ehemann

H::xx zu gewähren, mit Bescheid vom 280 November 1967

ab, weil es sich bei der 1956 geschlossenen Ehe be—

reits um die zweite Eheschließung nach dem Tode ihres

früheren Ehemannes Hi:tx;gehandelt habe, weshalb die

Voraussetzungen zur Gewährung einer Witwenversorgung

nicht vorlägen° Hierbei sei es ohne Bedeutung, daß

die weitere Ehe nach dem Tode des Hij;::nach erfolg—

ter Scheidung erneut mit Schri:gign geschlossen wor—
den sei° Dabei verwies der Beklagte auf das Urteil

des Bundessozialgerichts (BSG) vom 28° April 1960

—8 RV 1341/58 _„ Der Widerspruch hatte keinen Erfolg„

Das SG hat die Klage der Klägerin mit Urteil vom

.
7° August 1969 abgewiesen und die Berufung "wegen

grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache"_zugelas—

sen° Darauf hat die Klägerin am 3„/4° September 1969
unter Vorlage einer Einwilligungserklärung des Be-

klagten Sprungrevision eingelegt und diese am 10„/13o

Oktober1969begründet°DerBeklagtehat beantragt,
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die Revision als unbegründet zurückzuweisen° Die Sprung—,

revision mußte jedoch als unzulässig verworfen werden,

Gegen das Urteil des SG war die Berufung, da keiner der

Berufungsaussohließungsgründe der 55 144 bis 149 Sozialge—
richtsgesetz (SGG) vorliegt, nach @ 143 SGG zulässig°
Die Sprungrevision ist jedoch nur zulässig, soweit in

Fällen der 55 144 bis 149 SGG Urteile der Sozialgerichte

gemäß 5 150 SGG ausnahmsweise mit der Berufung anfechtbar

sind (vgl° BSG in SozR Nr° 1 zu @ 161 SGG)° Zwar kann das
SG—Urteil, wenn das Gericht in einem Fall, in dem die

Berufung nach @ 145 SGG stattfindet, rechtsirrtümlich die

Berufung wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache

nach @ 150 Nr, 1 SGG zugelassen hat, im Hinblick auf die

‚Zulassung der Berufung — aus dem Gesichtspunkt des Ver—

trauensschutzes — nach @ 161 SGG mit der Sprungrevision

angefochten werden (vgl, BSG aaO Nr° 2 und Nr, 8)o Hat

aber das SG auf Antrag eines Beteiligten die Berufung nach

% 150 Nr, 1 SGG offensichtlich nur zur Ermöglichung der

Sprungrevision zugelassen, so kann die Sprungrevision

auch nicht unter dem Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes

als zulässig angesehen werden (vgl, BSG aaO Nr° 11)°

Der Senat ist zu dem Ergebnis gelangt, daß die Berufung

im vorliegenden Fall vom SG offensichtlich nur zur Ermög—

lichung der Sprungrevision — entsprechend dem Antrag der

Klägerin - zugelassen worden ist, Aus den SG—Akten ergibt

sich kein Anhalt dafür,\daß und gegebenenfalls weshalb das

SG die Berufung als unzulässig angesehen haben sollte° Beim

Versorgungsantrag der Klägerin handelt es sich um einen
Erstantrag, der keine einmalige Leistung und keine wieder—

kehrende Leistung für einen Zeitraum bis zu drei Monaten

betrifft (5 144 Abs, 1 SGG); auch liegen Berufungsaus—

schließungsgründe i,S, der @@148, 149 SGG eindeutig nicht

vor° Da auch die Urteilsgründe keinerlei Hinweis darauf
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'enthalten, daß das SG die Berufung als unzulässig ange—

sehen hat — in der Rechtsmittelbelehrung heißt es im

Gegenteil, die Berufung sei "zulässig" (unter Hinweis

auf.é 150 Ziff„‘1 SGS), und nicht etwa "zugelassen" —
kann nicht angenommen werden, daß das SG die Berufung

nur irrtümlich zugelassen hat, weil es sie nach den

@@144 ff SGG für unzulässig gehalten hätte° Das Gegen+
teil muß vielmehr aus den vorgenannten Umständen ent-

nommen werden, zumal das SG im Urteilstatbestand fest—

gehalten hat, die Klägerin wolle trotz der ihrem An—

SpruCh entgegenstehenden Entscheidung des BSG vom

280 April 1960 das Klageverfahren durchführen, um "eine'

Änderung der höchstrichterlichen Rechtsprechung“ zu
erzielen, und zumal es die Beteiligten auch in der

Rochtsmittelbelehrung eingehend über die Voraussetzun—

gen zur Einlegung der Sprungrevision belehrt hat° Da-

mit hat das SG ersichtlich dem Antrag der Klägerin im

{Sctriftsatz vom 18° September 1968 entsprechen wollen,

"in jedem Fall Berufung bzw° Revision zuzulassen"o Die

;e„ufung ist sonach offensichtlich entgegen der Vor—

schrift des @ 750 Nr„ 1 SGG nur zur Ermöglichung der

Sgrungrevision — entsprechend dem Antrag der Klägerin —
zugelassen worden; sie kann deshalb nicht unter dem

Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes als zulässig an—
gesehen werden (vgl° BSG in SozR Nr° 11 aaO)°

Überdies liegt entgegen der Auffassung des SG auch

keine Rechtssache von grundsätzlicher Bedeutung vor,

nachdem die hier strittige Rechtsfrage vom BSG bereits
entschieden worden ist und das SG der Auffassung des

BSG beigetreten ist, ohne Bedenken geltend zu machen,

die eine nochmalige Überprüfung der Rechtsfrage durch
das BSG angezeigt erscheinen ließen (vgl° Peters—

_
Sautter—Wolff, Komm° zur Sozialgerichtsbarkeit, Anm°2 a
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zu 5 162 300 So III/80 — 41 —, wo insoweit auch auf die
RechtSprechung des Bundesverwaltungsgerichts und des

Bundesgerichtshofes hingewiesen werden isto) Die Revision

trägt im übrigen auch selbst vor, daß das BSG nicht nur

am 28° April 1960, sondern auch in den Entscheidungen

vom 16" Juni 19619 160 November 1961, 19° Juni 1962,

230 April 1964, 11° Dezember 1964, 23° Juni 1965 und
26„ Januar 1967 die hier strittige Rechtsfrage im wesent—

lichen einheitlich entschieden habe (Vgl° hierzu insbe—

sondere BSG Bd° 12, 127; 15, 246; 17, 120; ferner BSG

in SozR Nr„ 5, 6 und 10 zu @ 44 BVG)° Ist eine Rechtssache
(Rechtsfrage) höchstrichterlich bereits entschieden, so

gewinnt sie erst dann wieder grundsätzliche Bedeutung

im Sinne der @@150 Nr° 1 und 162 Abs(} 1 Nr° 1 SGG, wenn
ein Tatsachengericht von dieser Rechtsprechung abweicht

oder wenigstens Bedenken im obigen Sinne geltend macht„

Dies ergibt sich aus dem Sinn und Zweck der Rechtsmittel—

zulassung wegen grundsätzlicher Bedeutung einer Rechtsfrage

oder —sache und muß für den Bereich der Sozialgerichtsbar—

keit insbesondere daraus geschlossen werden, daß @ 162

Abs° 1 Nr° 1 SGG neben der ersten Alternative, nämlich

der Zulassung der Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung

einer Rechtsfrage, die Zulassung der Revision auch dann

vorschreibt, wenn.das Gericht von einer Entscheidung des

BSG OOOOabweichto Die Sprungrevision der Klägerin ist

allein schon aus den unter 2) genannten Gründen unzulässig

und war deshalb gemäß @ 169 Satz 2 SGG zu verwerfen° Die

Klägerin hat nunmehr Gelegenheit, innerhalb eines Monats

nach Zustellung dieses Beschlusses gegebenenfalls beim
Landessoziälgericht die Wiedereinsetzung in den vorigen

Stand gegen die Versäumung der Berufungsfrist zu beantragen
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und gleichzeitig Berufung einzulégen°

Die Koétenentscheidung beruht auf @ 193 SGG°
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